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Politikwissenschaftler decken
Ungereimtheiten bei Kommunalwahl in

Langebrück auf
LKA und Staatsanwaltschaft prüfen Wahlfälschung in

Dresden; Auffälligkeiten bei &quot;Freie Sachsen&quot; in
Kommunalwahl 2024 entdeckt.

Erst kürzlich erregten die Abstimmungsergebnisse in
bestimmten Wahlbezirken in Dresden Aufmerksamkeit,
insbesondere aufgrund der eingeleiteten Ermittlungen des
Landeskriminalamtes (LKA) und der Generalsstaatsanwaltschaft.
Der Anlass für diese Maßnahmen sind die Vorwürfe der
Wahlfälschung, die im Zusammenhang mit den Ergebnissen der
Kommunalwahlen im Juni 2024 aufgetaucht sind. Die
Stimmenverteilungen in den zählten Briefwahlbezirken
Langebrück haben zu ernsthaften Fragen bezüglich der
Integrität des Wahlprozesses geführt. 

Politikwissenschaftler der Technischen Universität Dresden
haben im Rahmen ihrer Recherchen festgestellt, dass die
„Freien Sachsen“ in einem der angesprochenen Wahlbezirke
überraschende 14 Prozent der Stimmen erhielten. Im Gegensatz
dazu lag ihr Anteil in anderen Bezirken nicht über zwei Prozent.
Diese diskrepanten Ergebnisse lassen vermuten, dass etwas
nicht mit rechten Dingen zugegangen sein könnte, vor allem,
weil die Stimmen in den Wahlbezirken auffällig zugunsten
einzelner Kandidaten der Partei verteilt waren. 

Ergebnisse und Indizien von Manipulation

Ein weiterer Punkt der Besorgnis sind die Ergebnisse der



Ortschaftsratswahlen, die zeitgleich stattfanden. In den
betroffenen Briefwahlbezirken konnte die rechtsextreme
Kleinstpartei „Freie Sachsen“ 13,4 Prozent der Stimmen
erzielen, was ihnen einen Platz im Ortschaftsrat sicherte. Solche
Zahlen rufen nicht nur Misstrauen hervor, sondern bestätigen
auch die alarmierenden Beobachtungen der Wissenschaftler, die
die seltsamen Stimmverteilungen dokumentiert haben. 

Die „Freien Sachsen“, die vom Verfassungsschutz als
rechtsextrem eingestuft werden, haben sich in der politischen
Landschaft Deutschlands als umstrittene Gruppierung etabliert,
die mit Neonazis und anderen extremistischen Elementen
verbunden ist. Ihre Wahlergebnisse sind oft im Kontext strenger
Beobachtungen durch Sicherheitsbehörden und Analysten zu
sehen. Nicht zu vergessen ist, dass die Partei bei der letzten
Landtagswahl lediglich 2,2 Prozent der Stimmen erhielt und
somit nicht im Sächsischen Landtag vertreten ist. 

In einer offiziellen Stellungnahme auf ihrem Telegram-Kanal
wiesen die „Freien Sachsen“ jede Verbindung zu den Vorwürfen
der Wahlmanipulation zurück. Damit wollen sie vermutlich den
Eindruck einer falschen Wahrnehmung ihrer Wahlbeteiligung
und ihrer politischen Aktivität widerlegen. Doch können solche
Äußerungen die Bedenken der Behörden und der Öffentlichkeit
nicht so einfach ausräumen. 

Die laufenden Ermittlungen des LKA und der Staatsanwaltschaft
sind darum von großer Bedeutung. Sie prüfen sowohl die
Rechtmäßigkeit der Stimmenabgabe als auch die Abläufe
innerhalb der Briefwahl, um mögliche Unregelmäßigkeiten
aufzudecken. Die Tatsache, dass ganz konkret von einer
Manipulation der Stimmzettel die Rede ist, kann das Vertrauen
in den Wahlprozess erheblich beeinträchtigen und hat das
Potenzial, weitreichende politische Konsequenzen nach sich zu
ziehen. 

Das Vertrauen in den demokratischen Prozess ist eine
grundlegende Voraussetzung für eine funktionierende



Gesellschaft. Daher ist es unerlässlich, dass alle Vorwürfe
gründlich untersucht werden, um die Legitimität der Wahlen und
das Vertrauen der Bürger wiederherzustellen. Die politischen
Akteure, die in den betroffenen Regionen tätig sind, stehen
unter Beobachtung, während die Ermittlungen fortgesetzt
werden. Der Ausgang dieser Ermittlungen könnte nicht nur das
Schicksal der betreffenden Parteien beeinflussen, sondern auch
einen bibliographischen Einblick in die Wahlpraktiken in
Deutschland geben.
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